
 

Schweigepflichtentbindung  – Stand 01/2020                                                                                                                              Seite 1 von 5 

 

Erklärung  
über die Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht  
sowie datenschutzrechtliche Einwilligung zur Auskunftserteilung 
 
Familienname, Vorname 
 
      

Aktenzeichen 
 
      

Geburtsdatum 
 
      

Geburtsort 
 
      

Anschrift 
 
      
Gesetzlich vertreten durch (Eltern minderjähriger Kinder bzw. Personensorgeberechtigte, Vormund, gesetzlicher Betreuer) 
Name, Vorname, Anschrift 
 
      
 
Ich habe folgende Leistung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) 
 

 beantragt  
Art der Leistung 
      
 

 
 erhalten   

Art der Leistung 
      
 

Bei (Bezeichnung der Behörde, Anschrift) 
 
      
 
 
Zur Klärung der Leistungsvoraussetzungen ist folgende ärztliche Auskunft erforderlich: 
 
Art der Behinderung und der daraus resultierenden Einschränkungen 
 
      
 
 
Zur Feststellung der Leistungsvoraussetzung bin ich verpflichtet, alle Tatsachen anzugeben, die für die 
Gewährung der Leistung erheblich sind. Auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers stimme ich der 
Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zu (§ 60 SGB I) zu, wenn ich nicht selber die 
gewünschten Auskünfte erteile und/oder die Unterlagen vorlege. Die Leistung, die ich beantragt habe 
oder erhalte, kann ganz oder teilweise versagt werden, wenn ich den Mitwirkungspflichten nicht 
nachkomme (§ 66 Abs. 1 SGB I).  
Zur Erfüllung dieser Mitwirkungspflicht entbinde ich die nachfolgend Benannten von der Schweigepflicht: 
 
Behandelnde/r Arzt/Ärztin 
Name 
 
      

Klinik/Praxis 
 
      

Adresse 
 
      
Telefon 
 
      

E-Mail 
 
      

Therapeut/in 
Name 
 
      
Adresse 
 
      
Telefon 
 
      

E-Mail 
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Beauftragter amtsärztlicher Dienst/Gesundheitsamt 
Name 
 
      
Adresse 
 
      
Telefon 
 
      

E-Mail 
 
      

 
Einrichtung/Anbieter, in der die Teilhabe gefördert werden soll 
Leitung Kindetagesstätte/Schulleitung 
 
      
Gruppenleitung/Klassenlehrer/in 
 
      
Name der Einrichtung/Anbieter, Adresse 
 
      
Telefon 
 
      

E-Mail 
 
      

 
Diese Erklärung gilt nur für das Auskunftsersuchen des Leistungsträgers an die behandelnden Ärzte, 
Psychologen, Sozialarbeiter oder andere Fachkräfte im Zusammenhang mit der Beantragung von 
Sozialleistungen. Die über mich im Verfahren von Ärzten zugänglich gemachten Auskünfte und Unterlagen 
(z .B. Angaben zu Art, Dauer, Umfang, Folgen der Erkrankungen/Behinderungen, sowie notwendigen 
Maßnahmen) können nach den geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen an andere 
Sozialleistungsträger und andere ärztliche Gutachter weitergegeben werden, soweit dies für die 
Aufgabenerfüllung und für die Feststellung der Leistungsvoraussetzungen erforderlich ist.  Wenn 
erforderlich, bin ich mit der Weiterleitung der Daten durch die oben genannte Behörde an das zuständige 
Gesundheitsamt zur Stellungnahme/Begutachtung einverstanden. 
 
Ich bin damit einverstanden, dass Auskünfte aus ärztlichen und pädagogischen Untersuchungsunter-
lagen, die für die Entscheidung erforderlich sind, von nachfolgend genannten Stellen (z.B. Agentur für 
Arbeit, Rentenversicherung, Kranken-und Pflegeversicherung/MdK, Versorgungsamt, etc.) eingeholt 
werden können, die ich im Antrag mit angegeben habe oder die aus den im Zusammenhang mit dem 
Antrag eingereichten Unterlagen ersichtlich sind (Name und Anschrift). 
 

  Ja                        Nein 
1.       
2.       
3.       
4.       
5.       

 
Widerspruchsrecht: 
Die von Ärzten oder anderen in § 203 Abs. 1 StGB genannten Personen oder Stellen zugänglich gemachten 
Sozialdaten dürfen wir nur an andere übermitteln, wenn Sie nicht widersprochen haben. 
Ich bin darauf aufmerksam gemacht worden, dass ich gem. § 76 Abs. 2 Nr. 1 SGB X der Erklärung über die 
Entbindung von der Schweigepflicht und Weitergabe der Daten ohne Angaben von Gründen sofort oder 
zu einem anderen Zeitpunkt widersprechen kann. 
Über die Datenschutzrechtlichen Bestimmungen wurde ich aufgeklärt und habe sie zur Kenntnis 
genommen. Auf die Folgen einer fehlenden Mitwirkung wurde ich hingewiesen! 
 
Ort, Datum                                                                            
 
Unterschrift der nachfragenden Person, Erziehungs- oder Personensorgeberechtigten, bzw. der 
gesetzlichen Betreuung 
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Anlagen: 
Informationen über gesetzliche Bestimmungen 

 §§ 60 und 66 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) 
 §§ 67a, b und § 76 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) 
 § 203 Strafgesetzbuch (StGB) 

 
Erstes Buch Sozialgesetzbuch -SGB I- 
- Allgemeiner Teil - 
§ 60 Angabe von Tatsachen 
(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers 
der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 
2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der 
Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen, 
3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen oder 
ihrer Vorlage zuzustimmen. Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat. 
(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt 
werden 
§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung 
(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 
62, 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger 
ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung 
des Sachverhalts erheblich erschwert. 
(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder 
erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur 
selbständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert 
wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen. 
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der 
Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb 
einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist. 
 
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch –SGB X- 
- Verwaltungsverfahren - 
§ 67a Datenerhebung 
(1) 1Die Erhebung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, wenn ihre 
Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. 2Dies gilt auch 
für die Erhebung der besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679. 3§ 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 
(2) 1Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu erheben. 2Ohne ihre Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden  
1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Absatz 2 genannten Stellen, wenn  
a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt sind, 
b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und 
c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt werden, 
2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn  
a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die Übermittlung an die erhebende Stelle ausdrücklich 
vorschreibt oder 
b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen oder Stellen 
erforderlich machen oder 
bb) die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt werden. 
 
§ 67b Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung von 
Sozialdaten 
(1) 1Die Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung von 
Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, soweit die nachfolgenden Vorschriften 
oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen. 2Dies gilt auch für die 
besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. 
3Die Übermittlung von biometrischen, genetischen oder Gesundheitsdaten ist abweichend von Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe b, d bis j der Verordnung (EU) 2016/679 nur zulässig, soweit eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis nach 
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den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt. 4§ 22 Absatz 2 des 
Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 
(2) 1Zum Nachweis im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, dass die betroffene Person in die 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat, soll die Einwilligung schriftlich oder elektronisch 
erfolgen. 2Die Einwilligung zur Verarbeitung von genetischen, biometrischen oder Gesundheitsdaten oder Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnissen hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen, soweit nicht wegen besonderer Umstände 
eine andere Form angemessen ist. 3Wird die Einwilligung der betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den Zweck 
der vorgesehenen Verarbeitung, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung sowie auf die jederzeitige 
Widerrufsmöglichkeit gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 hinzuweisen. 
(3) 1Die Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken kann für ein bestimmtes 
Vorhaben oder für bestimmte Bereiche der wissenschaftlichen Forschung erteilt werden. 2Im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 auch dann vor, wenn 
durch die Einholung einer schriftlichen oder elektronischen Einwilligung der Forschungszweck erheblich 
beeinträchtigt würde. 3In diesem Fall sind die Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des 
Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten. 
 
§ 76 Einschränkung der Übermittlungsbefugnis bei besonders schutzwürdigen Sozialdaten 
(1) Die Übermittlung von Sozialdaten, die einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle von einem Arzt oder einer 
Ärztin oder einer anderen in § 203 Absatz 1 und 4 des Strafgesetzbuches genannten Person zugänglich gemacht 
worden sind, ist nur unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen diese Person selbst übermittlungsbefugt wäre. 
(2) Absatz 1 gilt nicht 
1. im Rahmen des § 69 Absatz 1 Nummer 1 und 2 für Sozialdaten, die im Zusammenhang mit einer Begutachtung 
wegen der Erbringung von Sozialleistungen oder wegen der Ausstellung einer Bescheinigung übermittelt worden 
sind, es sei denn, dass die betroffene Person der Übermittlung widerspricht; die betroffene Person ist von dem 
Verantwortlichen zu Beginn des Verwaltungsverfahrens in allgemeiner Form schriftlich oder elektronisch auf das 
Widerspruchsrecht hinzuweisen, 
2. im Rahmen des § 69 Absatz 4 und 5 und des § 71 Absatz 1 Satz 3, 
3. im Rahmen des § 94 Absatz 2 Satz 2 des Elften Buches. 
(3) Ein Widerspruchsrecht besteht nicht in den Fällen des § 275 Absatz 1 bis 3 und 3b, des § 275c Absatz 1 und des 
§ 275d Absatz 1 des Fünften Buches, soweit die Daten durch Personen nach Absatz 1 übermittelt werden. 
 
Strafgesetzbuch –StGB- 
§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis 
oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die 
Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines 
Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Steuerberatungsgesellschaft, 
4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von 
einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 
5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 
7.Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer 
privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, 
sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines 
solchen Ausschusses oder Rates, 
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines 
Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder 
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sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht 
untersagt. 
(2a) (weggefallen) 
(3) 1Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen 
Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen 
Personen zugänglich machen. 2Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber 
sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die 
Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige 
mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen 
Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken. 
(4) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis 
offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in 
den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. 2Ebenso wird 
bestraft, wer  
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende 
Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes 
Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die 
selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 
2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, 
ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und 
nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige 
mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 
3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis 
unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt hat. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen 
unbefugt offenbart. 
(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu 
schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
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